
Anlage 14

zu § 34 Abs. 4 BWO

Formblatt für eine Unterstützungsunterschrift (Kreiswahlvorschlag)
Eine Unterschrift ist nur gültig, wenn .sie die unterzeichnende Person persönlich und handschriftlich geleistet hat. Zu  Kreis-
wahlvorschlägen von Parteien dürfen Unterschriften erst gesammelt werden, wenn der Wahlvorschlag aufgestellt ist; vor-
her geleistete Unterschriften sind ungültig. Jede wahlberechtigte Person darf mit ihrer Unterschrift nur einen Kreiswahlvor-
schlag unterstützen. Wer mehrere Kreiswahlvorschläge unterzeiqhnet, macht sich nach § 108d 1. V. .mit § 107a des
Strafgesetzbuches strafbar.

Ausgegeben:

Dortmund, den  02.12.2024

Die*Der
lm Auftra

(Untorschrift, Namonsstempel)

Rostohar
L Verwaltungsrat

Zusatz für A:
lch unterstütze hiermit durch meine Unterschrift für den Fall der Nichtanerkennung der oben unter A genannten Vereinigung a]§iEa±
tei den obigen Kreiswahlvorschlag als anderen Kreiswahlvorschlag unter dem Kennwori

(Kennwort des Kreiswahlvorschlages)

(Datum)                                                                (persönliche und handschriftliche unterschrift)

Nicht von der unterzeichnenden Person auszufüllen

Bescheinigung des Wahlrechts 4)
Die vorstehende unterzeichnende Person. besitzt die deutsche Staatsangehörigkeit im Sinne des Ariikels 116 Abs.1  des Grundgesetzes.
lm Zeitpunkt der Unterzeichnung eriüllte sie die sonstigen Voraussetzungen des § 12 des Bundeswahlgesetzes, ist (war) nicht nach §  13
des Bundeswahlgesetzes vom Wahlrecht ausgeschlossen und im oben bezeichneten Wahlkreis

Dortmund,  den  .........

Djenstsiogel

wahlberechtigt.

Der Oberbürgermeister
lm Auftrag

(Unterschrift,  Namensstempel)

1 ) Wird bel der Anforderung des amtllchen Fomblafts der Nachwels ®rbracht; dass ft]r dle Bew®rberin.den Bowerber jm Melder®glster elne Auskunftssperre gemäß § 51  Absatz 1  des Biindesmeldege-`
setzes elngetragen lst, wird anstelle des Wohnorte8 (Hauptwohnung) der Ort der Errelchbarkeitsanschrift verwendet; dle Angabe elnes Posffachs g®nogt nlcht.

2) Bei außerhalb der Bundesrepublik Deutschland lebenden wahlberechtlgton Personen lst der Nachwels für die Wahlber®chtlgung durch dle Angaben gemäß Anlage 2 (und Abgabe elner Versichorung
an Eldes statt) oder gemaß Anlage 2a (und Abgabe eln®r Verslcherung an Eldes statt) zu erbringen.

3) Wenn die untorzelchnendo Person dlo B®scholnlgung dos Wahlrechts selbst olnholon will, streichen.
4) Dle Gemelndeb®hörde darf das Wahlrecht nur einmal für einen Kreiswahlvorschlag und eine Landesliste bescheinigen; dabel darf sle nlcht festhalten, für welchen Wahlvorschlag die enellte Beschelni-

gung bestimmt isi. Die wahiborochtigung der unterzelclinond.n person mu§S lm zeitpunkt der un`°rz°!Chnuno ge9°ben se!n.                               Datenschutzhinweise siehe  Rückseite



Anlage 14
(zu § 34 Abs. 4 BWO) Rückseite des Fomblatts für eine Unterstützungsunterschrift (Kreiswahlvorschlag)

lnformationen zum Datenschutz

Die mit lhrer Unterstützungsunterschrift angegebenen personenbezogenen Dateh sind notwendig, um die Mindestzahl
von Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschläge nach § 20 Absatz 2 Bundeswahlgesetz und § 20 Absatz 3 Bundes-
wahlgesetz nachzuweisen.  Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage Von Artikel 6 Ab-
satz 1  Buchstabe c und Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe g Datenschutzgrundverordriung (DSGVO) in Verbindung mit den §§
19, 20, 25 und 26 Bundeswahlgesetz und den §§ 34, 35,. 36 Bundeswahlordnung.
•Sie sind nicht verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten bereitzustellen. lhre Unterstützungsunterschrift für den Wahl-

vorschlag ist jedoch nur mit diesen Angaben gültig.

Verantworilich für die Verarbeitung lhrer Daten ist die Unterstützungsunterschriften sammelnde Pariei oder der*die Unter-
stützungsunterschriften sammelnde Einzelbewerber*in (§ 20 Absatz 3 Bundeswahlgesetz)

Basisdemokratische Partei Deuschland -dieBasis-, Landesverband NRW,. Fürstenwall 228, 40215 Düsseldorf

Die Kontaktdaten des*der Datenschutzbeauftragten lauten:

Basisdemokratische Partei Deuschland -dieBasis-, Janko Williams, Straße der Jugend  18,14974 Ludwigsfelde

)1).

)2).

Sofern Sie keine Bescheinigung lhres Wahlrechts beigefügt und lhr Einverständnis in die Einholung der Bescheinigung
des Wahlrechts gegebön haben, lässt die Pariei oder der*die Einzelbewerber*in lhre Wahlberechtigung durch die Ge-
meindebehörden prüfen, bei der Sie mit lhrem Hauptwohnsitz gemeldet sind. Ans6hließend reicht die Partei oder der*die
Einzelbewerber*in die Unterstützungsunterschriften bei dem*der Kreiswahlleiter*in ein. Diese*r übergibt sie dem Kreis-
wahlausschuss, der über die Zulassung des Kreisvorschlages entscheidet.

lm Falle einer Beschwerde gegen die Zurückweisung eines Kreiswahlvorschlages nach § 26 Absatz 2 Bundeswahlgesetz
können lhre Daten auch dem Landeswahlausschuss, dem*der Landeswahlleiter*in und dem*der Bundeswahlleiter*in
übermittelt werden.

Im Falle von Wahleinsprüchen können lhre Daten auch dem Deutschen Bundestag, den sonstigen nach dem Wahlprü-
fungsgesetz am Verfahren Beteili`gten sowie dem Bundesverfassungsgericht, in anderen Fällen auch anderen Gerichten
übermittelt werden.

Dieses Formblaft wird nach Ablauf von sechs Monaten seit der Wahl vernichtet, wenn nicht der*die Bundeswahlleiter*in
mit Rücksicht auf ein schwebendes Wahlprüfungsveriahren etwas anderes anordnet oder sie für die Strafverfolgungsbe-
hörde zur Ermittlung einer Wahlstraftat von  Bedeutung sein können, vgl. § 90 Absatz 2 Bundeswahlordnung.

lm Zusammenhang mit der Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten stehen lhnen bestimmte Rechte nach Maß-
gabe der DSGVO zu. Sie haben gemäß Artikel 15 DSGVO das Recht auf Auskunft über die zu lhrer Person gespeicher-
ten Daten. Ein Recht. auf Berichtigung steht lhnen gemäß Artikel  16 DSGVO zu, sofern lhre verarbeiteten personenbezo-
genen Daten unrichtig sind. Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, können Sie gemäß Ariikel 17 DSGVO die LÖ-
schung lhrer Daten oder gemäß Ariikel  18 DSGVO die Einschränkung der Datenverarbeitung verlangen. Unter d6n Vo-
raussetzungen des Artikels 21  DSGVO können Sie Widerspruch gegen die Datenverarbeitung einlegen.

Liegt aus lhrer Sicht ein Verstoß gegen datenschutzrechtliche Vorschriften vor, haben Sie zudem das Recht, sich bei ei-
ner Datenschutzaufsichtsbehörde über die Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten durch die Partei oder den*der
Einzelbewerber*in zu beschweren.

1 ) Name und Kontaktdaten sind von der Pariei oder dem*der Einzelbewerber`in (§ 20 Absatz 3 Bundeswahlgesetz) einzutragen.
2) Der'Die Verantwohliche hat die Kontaktdaten nur anzugeben, wenn ein+e Datenschutzbeauftragte.+r benannt wurde.


